
Die ZEW-Studie bestätigt, dass gering
verdienende Haushalte zwar einen über-
durchschnittlichen Teil ihres Einkom-
mens auf Güter mit ermäßigtem Steuer-
satz verwenden und deshalb durch eine
Abschaffung der Steuersatzermäßigung
am stärksten belastet würden. Der Unter-
schied in der Ausgabenstruktur zu den
einkommensstarken Haushalten ist je-

doch sehr gering, so dass die Entlastung
einkommensschwacher Haushalte als
Argument zur Beibehaltung des ermäßig-
ten Umsatzsteuersatzes nicht taugt. Von
der Ermäßigung profitieren die einkom-
mensstarken Haushalte fast im gleichen
Maß. Die ermäßigte Umsatzsteuer stellt
somit ein äußerst zielungenaues Instru-
ment der Verteilungspolitik dar.

Wie aber könnte im Zuge einer Ab-
schaffung des ermäßigten Umsatzsteu-
ersatzes eine finanzielle Schlechterstel-
lung der Haushalte, insbesondere derje-
nigen mit niedrigem Einkommen, ver-
mieden werden? Da die EU im Rahmen
der Steuerharmonisierung eine Unter-
grenze für den Umsatzsteuersatz von 15
Prozent vorsieht, ist es nicht möglich, in
Deutschland die differenzierten Umsatz-
steuersätze durch einen einheitlichen
Satz auf mittlerem Niveau, also zwi-
schen den derzeitigen Steuersätzen von
7 und 16 Prozent, zu ersetzen. In der
ZEW-Studie werden daher Szenarien
untersucht, bei denen das zusätzliche
Steueraufkommen aus der Abschaffung
des ermäßigten Umsatzsteuersatzes im
Rahmen einer aufkommensneutralen
Steuerreform zur Erhöhung von Transfers
und zur Senkung der Einkommensteuer
oder der Sozialabgaben verwendet wer-
den. Bei geschickter Wahl der Kompen-
sationsmaßnahmen lassen sich Szena-
rien finden, in denen alle Haushalte bes-
ser gestellt werden als vor der Reform.
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I N  D I E S E R  A U S G A B E

Eine Abschaffung des ermäßigten Umsatzsteuersatzes in Deutschland, der vor allem
auf Grundnahrungsmittel, Zeitschriften und Bücher erhoben wird, hätte eine höhere
Ausgabenbelastung aller Haushalte zur Folge. Die Umverteilungswirkungen einer
solchen Abschaffung wären aber gering. Außerdem könnten negative Umverteilungs-
effekte zu Lasten einkommensschwacher Haushalte, die durch die ausnahmslose 
Anwendung des vollen Umsatzsteuersatzes entstehen würden, ausgeglichen werden,
indem der Staat die erzielten Steuer-Mehreinnahmen über Transfers oder steuerliche
Entlastung an anderer Stelle wieder an die Haushalte zurückgibt. Dies ist das zen-
trale Ergebnis einer Studie, die das ZEW im Auftrag des Bundesfinanzministeriums
erstellt hat.

mit Schwerpunkt Energiemarkt



Am stärksten sind die positiven Wirkun-
gen einer solchen umfassenden Steuer-
und Abgabenreform, wenn das zusätzli-
che Aufkommen der Umsatzsteuer dazu
genutzt wird, die Sozialabgaben zu redu-
zieren. Eine Senkung der Grenzsteuer-
sätze der Einkommensteuer ist ebenfalls
ein geeignetes Rückverteilungsinstru-
ment, während eine Erhöhung des Frei-
betrags der Einkommensteuer deutlich
schlechter abschneidet.

Die Analyse des ZEW zeigt, dass die
Umsatzsteuer als Instrument der Vertei-
lungspolitik aufgrund ihrer Zielungenau-

igkeit schlecht geeignet ist. Eine Diffe-
renzierung des Umsatzsteuersatzes
lässt sich verteilungspolitisch somit
nicht rechtfertigen. Direkte Transfers
oder eine Veränderung des Einkommen-
steuertarifs versprächen hier deutlich
stärkere Effekte.

Sehr viel bedeutsamer als die Vertei-
lungswirkungen sind die branchenspe-
zifischen Effekte der Steuersatzdiffe-
renzierung. Eine aufkommensneutrale 
Abschaffung des ermäßigten Mehrwert-
steuersatzes führt dazu, dass die Nach-
frage nach den bislang reduziert besteu-

erten Gütern sinkt und die Nachfrage
nach den auch bisher schon voll besteu-
erten Gütern steigt. Die Umsatzsteuer-
ermäßigung ist also von ihrer Wirkungs-
weise eher eine verteilungspolitisch
maskierte Branchensubvention und soll-
te in der Politik auch als solche diskutiert
werden.

Die Kurzfassung der Studie kann im
Internet unter ftp://ftp.zew.de/pub/
zew-docs/gutachten/umsatzsteuerkurz
fassung.pdf heruntergeladen werden.

Dr. Stefan Boeters, boeters@zew.de
Dr. Margit Kraus, kraus@zew.de
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Z E W I N T E R N

Bei ihrer Jahrestagung in Berlin hat die
Leibniz-Gemeinschaft das ZEW als neues
Mitgliedsinstitut aufgenommen. „Dies
ist eine weitere Bestätigung für die her-
vorragende Arbeit des ZEW in den ver-
gangenen Jahren und unterstreicht noch
einmal, dass das ZEW in der Spitzen-
gruppe der wirtschaftswissenschaft-
lichen Forschung fest etabliert ist“, er-
klärte ZEW-Präsident Prof. Dr. Dr. h.c.
mult. Wolfgang Franz.

Voraussetzung für die jetzt erfolgte
Aufnahme des ZEW in die Leibniz-Ge-
meinschaft war der vorangegangene Be-
schluss der Bund-Länder-Kommission
für Bildungsplanung und Forschungsför-
derung, das ZEW zum 1. Januar 2005 in
die gemeinsame Bund-Länder-For-
schungsförderung aufzunehmen. Mit
diesem Beschluss wurde eine Empfeh-
lung des Wissenschaftsrats aus dem
Jahre 1999 umgesetzt, die dieser auf-
grund der hervorragenden Evaluierung
der am ZEW erbrachten Forschungs- und
Beratungsleistungen abgegeben hatte.

In der Leibniz-Gemeinschaft sind ab
2005 somit 84 Forschungsinstitute und
Serviceeinrichtungen für die Forschung

zusammengeschlossen. Gemeinsames
Charakteristikum dieser Institute ist ihre
überregionale Bedeutung, ihr zukunfts-
weisendes Arbeiten im gesamtstaat-
lichen Interesse, sowie, hieraus resultie-
rend, die gemeinsame Förderung durch
den Bund und die Länder. Das Aufgaben-
spektrum der Institute reicht von den
Raum- und Wirtschaftswissenschaften
über die Sozialwissenschaften bis zu
den Natur-, Ingenieur- und Umweltwis-
senschaften. Neben reinen Forschungs-
instituten gehören zur Leibniz-Gemein-
schaft auch Serviceeinrichtungen für die
Forschung und Museen mit angeschlos-
sener Forschungsabteilung.

Als ein Kompetenzzentrum für die an-
wendungsbezogene empirische Wirt-
schaftsforschung hat sich das ZEW ins-
besondere durch die Bearbeitung inter-
national vergleichender Fragestellungen
im europäischen Kontext und den Auf-
bau wissenschaftlich bedeutsamer Da-
tenbanken profiliert. Zu nennen sind hier
etwa das Mannheimer Unternehmen-
spanel, die ZEW Gründungspanels, das
Mannheimer Innovationspanel, der 
European Tax Analyzer oder der ZEW-
Finanzmarkttest.

ZEW in Leibniz-Gemeinschaft aufgenommen Axel Börsch-Supan
im ZEW-Aufsichtsrat

Der international renommierte Volks-
wirt und Direktor des Mannheimer For-
schungsinstituts Ökonomie und Demo-
graphischer Wandel (MEA), Prof. Axel
Börsch-Supan, Ph. D., ist im Januar 2005

in den Aufsichtsrat des ZEW berufen 
worden. Der Mannheimer Professor ist
der Nachfolger des langjährigen Auf-
sichtsratsmitglieds Prof. Dr. Manfred
Timmermann, der im vergangenen Jahr
verstarb.

Prof. Axel Börsch-Supan, Ph.D.
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Der ZEW-IDI, Stimmungsindikator für
den Wirtschaftszweig Dienstleister der
Informationsgesellschaft, liegt im vierten
Quartal 2004 mit 59,0 Punkten unter
seinem Vorquartalswert von 62,6 Punk-
ten. Dafür verantwortlich ist vor allem der
deutliche Rückgang des Teilindikators,
der die Geschäftserwartungen der Unter-
nehmen für das erste Quartal 2005 
erfasst. Der Indikatorwert für die Beurtei-
lung der aktuellen Geschäftslage ist hin-
gegen nur leicht gesunken. Nachdem
der ZEW-IDI in den vergangenen beiden
Quartalen gestiegen war, spiegeln sich
in den Werten für das vierte Quartal
2004 die gedämpften Wachstumsaus-
sichten der Gesamtwirtschaft wider. 

Dies ist Ergebnis einer Konjunkturum-
frage bei Dienstleistern der Informa-
tionsgesellschaft, die das ZEW in Zu-
sammenarbeit mit dem Verband der Ver-
eine Creditreform, Neuss, im November
und Dezember 2004 durchgeführt hat.
An der Umfrage beteiligten sich rund
1.000 Unternehmen. Der Wirtschafts-
zweig Dienstleister der Informationsge-
sellschaft setzt sich zusammen aus In-
formations- und Kommunikationstech-
nologie- (IKT-) Dienstleistern (Unterneh-
men der Branchen EDV-Dienste und -Ver-
mietung, IKT-Fachhandel sowie Telekom-
munikationsdienste) und wissensinten-
siven Dienstleistern (Unternehmen der
Branchen Steuerberatung und Wirt-
schaftsprüfung, Unternehmensbera-
tung, Architekturbüros, technische Bera-
tung und Planung, Forschung und Ent-
wicklung sowie Werbung).

Positive Entwicklung in 
Ostdeutschland

Während die Unternehmen in West-
deutschland per Saldo von einer stag-
nierenden Umsatzentwicklung im vier-
ten Quartal 2004 im Vergleich zum Vor-
quartal berichten, ist bei den ostdeut-

schen Unternehmen der Umsatz mode-
rat gestiegen. Durch den stark verlang-
samten Preisrückgang hat sich die Er-
tragslage der Unternehmen in Ost-
deutschland trotz eines Nachfragerück-
gangs im Vergleich zum Vorquartal ver-
bessert. Im vierten Quartal 2004 berich-
ten per Saldo nur noch 18,7 Prozent der
ostdeutschen Unternehmen von einer
schlechteren Ertragslage. In West-

deutschland berichten per Saldo 15,5
Prozent der Unternehmen von einer bes-
seren Ertragslage. Im Hinblick auf das
erste Quartal 2005 rechnen trotz der ge-
sunkenen Geschäftserwartungen insge-
samt immer noch mehr Unternehmen
mit einem Anstieg der Nachfrage als mit
einem Rückgang. Auch bei Umsatz und
Ertrag erwarten sie für das erste Quartal
2005 per Saldo einen Anstieg.

Bei den Dienstleistern der Informa-
tionsgesellschaft zeichnet sich auch
weiterhin keine Stabilisierung der Be-
schäftigtenzahl ab.  Per Saldo entlassen
mehr als 23 Prozent der Unternehmen
Mitarbeiter. In Ostdeutschland überstieg
die Zahl der Unternehmen, die sich von
Mitarbeitern getrennt haben, um 14,6
Prozent die Zahl der Unternehmen, die
neue Mitarbeiter eingestellt haben. In
Westdeutschland liegt dieser Saldo bei
fast 24 Prozent der Unternehmen.

Wie schon im dritten Quartal 2004 ist
bei den Steuerberatern und Wirtschafts-
prüfern sowie den Unternehmen aus For-
schung und Entwicklung per Saldo der
Anteil der Unternehmen, deren Umsatz
im Vergleich zum Vorquartal gestiegen
ist, am höchsten. Auffallend ist der hohe
Anteil der Architekten mit Umsatzrück-
gängen (mehr als 71 Prozent). Damit hat-
ten die Architekten den stärksten Um-

satzeinbruch aller Branchen zu verkraf-
ten. Hierfür mitverantwortlich ist die sin-
kende Nachfrage im Bauhauptgewerbe.
Insgesamt ist in fünf der neun Branchen
der Anteil der Unternehmen, deren Um-
satz im Vergleich zum Vorquartal gesun-
ken ist, größer als der Anteil der Unter-
nehmen, deren Umsatz gestiegen ist.

Bezüglich der Nachfrage nach ihren
Dienstleistungen blicken die meisten
Branchen zuversichtlich ins Jahr 2005.
Einzig die Architekten und die Unterneh-
men der technischen Beratung erwarten
einen Nachfragerückgang im ersten
Quartal 2005. Die recht positiven Nach-
frageerwartungen sorgen allerdings nur
bei den Steuerberatern und Wirtschafts-
prüfern, beim IKT-Handel und bei den
Unternehmensberatern für zusätzlichen
Personalbedarf, so die Erwartungen der
Unternehmen.

Jörg Ohnemus, ohnemus@zew.de

Aufwärtstrend bei Dienstleistern 
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Am 18. November 2004 hielt Hans Eichel,
der Bundesminister der Finanzen, einen
Vortrag im Rahmen der Reihe „Wirt-
schaftspolitik aus erster Hand“ am ZEW
in Mannheim. ZEW-Präsident Prof. Dr. Dr.
h.c. mult. Wolfgang Franz konnte mehr
als 400 Teilnehmer zu der Veranstaltung
begrüßen.

Die Finanzpolitik in Deutschland, so
Eichel, stehe vor einer der größten Her-
ausforderungen der vergangenen Jahr-
zehnte. Die Leistungsfähigkeit des
Staats und der Volkswirtschaft müssten
angesichts des sich abzeichnenden de-
mografischen Wandels gesichert wer-
den. Immer mehr alte Menschen stün-
den immer weniger jungen Menschen
gegenüber. Eines sei klar, so Eichel: „Wir
alle müssen gemeinsam entscheiden,
wie und in welchem Umfang wir uns
staatliche Tätigkeit in Zukunft noch leis-
ten wollen und noch leisten können.“
Ziel müsse sein, auch für die künftigen
Generationen Wohlstand und einen finan-
ziell leistungsfähigen Staat zu sichern.

Subventionen als legitimes
Instrument der Politik

Subventionen – also Finanzhilfen
und Steuervergünstigungen – seien
nicht per se schlecht, sondern stellten
grundsätzlich ein legitimes Instrument
der Finanz- und Wirtschaftspolitik dar.
Beispielsweise könnten sie dazu beitra-
gen, den Strukturwandel zu erleichtern
und die mit ihm verbundenen sozialen
Härten abzufedern. Sie könnten auch
dazu dienen, regionale Unterschiede
abzubauen, oder würden aus umweltpo-
litischen Gründen gewährt. In all diesen
Fällen überwiege ihr gesamtwirtschaft-
licher Nutzen die Kosten.

In den vergangenen Jahrzehnten ha-
be der Staat indes vieles übernommen,
was Private auch ohne staatliche Eingrif-
fe ebenso gut leisten könnten. Daher

müsse man kritisch hinterfragen, ob in
bestimmten Bereichen eine staatliche
Hilfe überhaupt noch gerechtfertigt sei.
Denn Subventionen – gerade die dauer-
haften – könnten zu Wettbewerbsverzer-
rungen des unternehmerischen Preis-
Leistungsverhältnisses führen und so ei-
ne Fehlallokation von Ressourcen her-

vorrufen. Dies verzögere den Struktur-
wandel und beeinträchtige Wachstum
und Beschäftigung. Weiterhin könnten
Subventionen auch einer ökologisch ver-
träglichen Entwicklung entgegenwirken,
weil sie Fehlanreize zu einem übermäßi-
gen Energieverbrauch setzten, oder den
nationalen und internationalen Wettbe-
werb beeinträchtigen. Subventionen
würden auch die Gefahr von Gewöh-
nungs- und Mitnahmeeffekten bergen.
Schließlich könne man nicht ausschlie-
ßen, dass sich angesichts der Vielfalt der
Subventionen in Deutschland einzelne
Maßnahmen in ihren Wirkungen neutra-
lisierten oder gar konterkarierten.

Blockadehaltung der Opposition

Die Prüfung aller Subventionen ist
und bleibt für Eichel daher eine Dauer-
aufgabe. Die Bundesregierung habe seit
der Regierungsübernahme 1998 die Fi-

nanzhilfen bereits von 11,4 auf 7,0 Milli-
arden Euro zurückgeführt und plane ei-
nen weiteren Abbau bis auf 5,4 Milliar-
den Euro im Jahr 2008. Unterschiedliche
Mehrheitsverhältnisse in Bundestag und
Bundesrat erschwerten aber eine Politik
aus einem Guss. So blockierten die Op-
position beziehungsweise die CDU-ge-

führten Bundesländer den Abbau von
Steuersubventionen. Eichel kritisierte
das Verhalten, auf der einen Seite die
Einhaltung des Europäischen Stabilitäts-
und Wachstumspakts zu fordern und
gleichzeitig substanzielle Konsolidie-
rungsvorschläge zu torpedieren.

Zum Schluss seiner Rede mahnte Ei-
chel, dass Deutschland nicht um Refor-
men herumkomme, um Deutschland zu-
kunftsfest zu machen. Er forderte alle im
Bundestag vertretenen Parteien auf, ihre
Verantwortung ernst zu nehmen und al-
le Kräfte daran zu setzen, den begonne-
nen Reformkurs für Deutschland durch-
zuführen. Nur so werde die Basis für
nachhaltig hohes Wachstum, mehr Be-
schäftigung und die Sicherung des Wohl-
stands der deutschen Volkswirtschaft
geschaffen. Der Abbau von überkomme-
nen Subventionen sei ein wichtiges Ele-
ment dieser Reformbestrebungen.

Katrin Voß, voss@zew.de

W I R T S C H A F T S P O L I T I K A U S E R S T E R H A N D

Subventionsabbau in Deutschland –
Anspruch und Wirklichkeit

Bundesminister Hans Eichel und ZEW-Präsident Wolfgang Franz im Gespräch mit einem Teilnehmer
des Vortrags am ZEW.



ZEW-Präsident Prof. Dr. Dr. h.c. mult.
Wolfgang Franz stellte am 23. November
2004 im Rahmen der Reihe „Wirtschafts-
politik aus erster Hand“ das neue Jahres-
gutachten des Sachverständigenrats zur
Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung vor. Der Vortrag des
„Wirtschaftsweisen“ fand in den Räumen
der Baden-Württembergischen Bank AG
in Stuttgart statt.

Zunächst ging Franz auf die derzeitige
wirtschaftliche Lage und die Perspekti-
ven für das Jahr 2005 ein, wie der Sach-
verständigenrat sie in seinem neuesten
Jahresgutachten darstellt. Im Jahr 2004
habe die deutsche Volkswirtschaft mit ei-
ner jahresdurchschnittlichen Wachs-
tumsrate von 1,8 vH eine dreijährige
Stagnationsphase überwunden. Aller-
dings stehe einer lebhaften Exportdyna-
mik eine kraftlose Binnenwirtschaft
gegenüber. Die Lage am Arbeitsmarkt ha-
be sich 2004 weiter verschlechtert. Zwar
sei die Erwerbstätigenzahl leicht um 0,2
vH gegenüber 2003 gestiegen, die sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung
bleibe jedoch weiterhin rückläufig. Auch
habe sich die Besorgnis erregende Ent-
wicklung der öffentlichen Haushalte
2004 fortgesetzt. Das gesamtstaatliche
Finanzierungsdefizit habe mit 3,9 vH in
Relation zum nominalen Bruttoinlands-
produkt (BIP) erneut das Niveau des Vor-
jahres übertroffen, und das Maastricht-
Kriterium sei zum dritten Mal in Folge
deutlich überschritten worden.

Nach Ansicht des Sachverständigen-
rats wird sich die konjunkturelle Erho-
lung 2005 fortsetzen. Zwar stützen im-
mer noch außenwirtschaftliche Impulse
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung,
im Jahresverlauf wird indessen die In-
landsnachfrage allmählich an Breite ge-
winnen. Nach der Prognose des Sachver-
ständigenrats wird das reale BIP um 1,4
vH zunehmen. Auf den ersten Blick, so
Franz, könne dieser leichte Rückgang um

0,4 vH als ein Abflauen der Konjunktur
interpretiert werden. Betrachte man je-
doch die um Kalendereffekte bereinigte
Entwicklung des BIP, so ergebe sich ein
Anstieg der Zuwachsraten von 1,3 vH im
Jahr 2004 auf 1,6 vH im Jahr 2005.

Die Arbeitslosigkeit werde auch 2005
auf hohem Niveau verharren; erstmals
nach 2001 werde aber die abhängige
Beschäftigung leicht zunehmen. Unter
Berücksichtigung von Hartz IV werde die
Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt,
grob geschätzt, um 150.000 Personen
steigen. Im Januar oder Februar werde
vermutlich sogar die Schwelle von fünf
Millionen Arbeitslosen überschritten.
Wesentlicher Grund sei, dass durch die
Reform erwerbsfähige, aber bisher nicht
als arbeitslos registrierte Sozialhilfe-
empfänger ab Januar in der Arbeitslo-
senstatistik eingebucht würden. Hier
handle es sich allerdings um einen rein
statistischen Effekt.

Deutschland – Exportweltmeister?

Im Weiteren stellte Franz die Kapitel
des Gutachtens vor, die sich mit aktuel-
len und längerfristigen Perspektiven der
Wirtschaftspolitik beschäftigen. Im
Mittelpunkt des diesjährigen Gutach-
tens steht die Beobachtung, dass
Deutschland seit 2001 im Durchschnitt
eine erfreuliche Exportentwicklung auf-
weist, andererseits aber im Inland mit ei-

ner Besorgnis erregenden Wachstums-
schwäche konfrontiert ist. Der Titel des
Exportweltmeisters ist allerdings zu rela-
tivieren. So betonte Franz, dass dieser Ti-
tel sich lediglich auf die Ausfuhr von Wa-
ren beziehe; Dienstleistungen seien
nicht berücksichtigt. Außerdem hingen
die in US-Dollar angegebenen Export-
werte und damit auch die Exportanteile
stark von Wechselkursänderungen ab.
Die Betrachtung der Exportvolumina
statt der Exportwerte zeige allerdings,
dass Deutschland seit Mitte der 1990er
Jahre weltweit reale Exportanteile hinzu-
gewonnen habe.

Die Reformen der Bundesregierung
im Rahmen von Hartz IV seien, so Franz,
ein wichtiger Schritt zur Stärkung der An-
reize zur Arbeitsaufnahme von Empfän-
gern des Arbeitslosengelds II. Mit Nach-
druck machte er auch auf die Verantwor-
tung der Tarifvertragsparteien aufmerk-
sam, die sich aktiv an der Lösung der Ar-
beitsmarktprobleme beteiligen und die
Lohnstruktur qualifikatorisch nach unten
spreizen sollten.

Aufholprozess in Ostdeutschland

Der Aufholprozess in Ostdeutschland
stocke seit Mitte der 1990er Jahre. Ab
2005 werde der Solidarpakt I durch den
bis 2019 laufenden Solidarpakt II er-
setzt. Mit diesen Mitteln könnten die 
ostdeutschen Bundesländer die Basis
für eine sich weitgehend selbst tragende
Wirtschaft schaffen. Hierzu sei es jedoch
zwingend notwendig, dass die Mittel vor-
rangig investiv verwendet würden. 
Erschwerend komme hinzu, dass Ost-
deutschland bis 2020 im Durchschnitt
12,5 vH seiner Bevölkerung verlieren
werden und bis 2030 sogar fast 30 vH.
Dies werde erhebliche Konsequenzen für
die bereits angespannte Situation der 
öffentlichen Haushalte in den ostdeut-
schen Bundesländern haben.

Katrin Voß, voss@zew.de
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Erfolge im Ausland – 
Herausforderungen im Inland

ZEW-Präsident Franz bei seinem Vortrag in Stuttgart
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Competence
in Economics

Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) in Mannheim sucht für
den Forschungsbereich „Arbeitsmärkte, Personalmanagement und Soziale
Sicherung“ zum nächstmöglichen Zeitpunkt eine/n

Wissenschaftler/in
Sie haben einen sehr guten wirtschaftswissenschaftlichen Studienabschluss mit
Schwerpunkt in Ökonometrie und quantitativen Methoden und verfügen idealer-
weise über Vorkenntnisse in mikroökonomischen Techniken.

Der Schwerpunkt Ihrer Tätigkeit wird in einem von der DFG finanzierten Projekt
bestehen, das theoretische Modelle der Arbeitsmarktökonomik auf der Basis von
Individual- und Firmendaten empirisch überprüft. Die Einarbeitung wird durch
eine intensive Betreuung, ausgeprägte Teamarbeit und ein umfangreiches Fortbil-
dungsprogramm erleichtert. Wir erwarten von Ihnen die Fähigkeit, die Ergebnisse
Ihrer Arbeit sowohl im wissenschaftlichen als auch im wirtschaftspolitischen
Bereich in deutscher und englischer Sprache überzeugend vermitteln zu können.

Wir bieten Ihnen eine herausfordernde Tätigkeit in einem jungen Forschungsteam.
Zahlreiche Kontakte und Weiterbildungsmöglichkeiten durch unser nationales und
internationales Netzwerk eröffnen Ihnen eine attraktive Perspektive. Eine Promotion
zum Projektthema wird ausdrücklich gewünscht und unterstützt. Die Vergütung
erfolgt nach BAT mit den Sozialleistungen des Öffent-
lichen Dienstes.

Bitte senden Sie Ihre Bewerbung unter dem Stichwort
„News-AM-2/05“ an Frau Doris Brettar · 
Postfach 10 34 43 · D-68034 Mannheim
Weitere Stellenangebote unter www.zew.de/stellen
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EZB: Experten erwarten „Wait and see“-Politik
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Guter Start ins neue Jahr

Die ZEW-Konjunkturerwartungen für den Euroraum sind zu Be-
ginn des neuen Jahres deutlich gestiegen. Der Saldo aus Opti-
misten und Pessimisten bezüglich der konjunkturellen Lage in
sechs Monaten steigt von 17,7 auf 29,9 Punkte. Dies hängt vor
allem mit der zunehmenden Hoffnung auf eine Belebung der
Binnennachfrage im Euroraum zusammen. In Deutschland etwa
vermeldeten die Autobauer und Einzelhändler zum Jahresende
erfreulich gute Umsätze, die eine Trendwende zu einer allmäh-
lich stärkeren Konsumnachfrage eingeleitet haben könnten.

Volker Kleff, kleff@zew.de
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Saldo der positiven und negativen Einschätzungen bezüglich der Konjunktur-
situation im Euroraum in sechs Monaten. Quelle: ZEW

Saldo der positiven und negativen Einschätzungen bezüglich der kurzfristi-
gen Zinsen im Euroraum in sechs Monaten. Quelle: ZEW
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ZEW-F inanzmarkt test im Januar

Der zu Jahresbeginn gestiegene Konjunkturoptimismus hat
sich noch nicht in den geldpolitischen Erwartungen niederge-
schlagen. Im Gegenteil: Der Anteil der Experten, die mit einer
Zinserhöhung der EZB innerhalb der nächsten sechs Monate
rechnen, ist weiter auf 23,2 Prozent gefallen. 73,2 Prozent
gehen von einer weiteren EZB-Politik des „wait and see“ aus.
Gleichwohl hat der steigende Konjunkturoptimismus Zinssen-
kungserwartungen fast vollständig eliminiert: Nur noch 3,6 Pro-
zent erwarten in den nächsten Monaten eine Zinssenkung. 

Dr. Friedrich Heinemann, heinemann@zew.de

Im deutschen Maschinenbau ist im Jahr 2003 der Innovato-
renanteil von 70 auf 75 Prozent gestiegen. Nach diesem
starken Anstieg hat die Branche beim Ranking der Industrie-
branchen nach dem Innovatorenanteil zwei Plätze wettge-
macht und liegt nun auf Rang 3 hinter der chemischen In-
dustrie und dem Instrumentenbau. Der Anteil der Unterneh-
men mit Marktneuheiten, der in den vergangenen Jahren
stets bei mehr als 40 Prozent lag, ist auf 31 Prozent zurück-
gegangen. Kostensenkende Prozessinnovationen führten
24 Prozent der Maschinenbauer ein.

Tobias Schmidt, schmidt@zew.de

Maschinenbau: Innovatorenanteil
im Jahr 2003 gestiegen

Die Experten des TransportmarktBarometers von Prog-
Trans/ZEW erwarten im vierten Quartal 2004 mehrheitlich
steigende Luftfrachtaufkommen, vor allem auf den Asien/
Pazifik-Routen, auf denen 70 Prozent mit Mengenzuwäch-
sen rechnen. Allerdings sind die Einschätzungen der Exper-
ten zurückhaltender als im Vorquartal. Am stärksten aus-
geprägt ist dies auf der Nord-Amerika-Route. Bei den inter-
kontinentalen Verkehren rechnen aufgrund der weiterhin
steigenden Nachfrage nach Frachtraum mehr als drei Vier-
tel der Experten mit Preissteigerungen.

Jörg Breitscheidel, breitscheidel@zew.de

Aufkommenserwartungen in der Luftfracht
sind zurückhaltender

Quelle: ZEW
* Werte für Unternehmen mit Kostenreduktion ab 2000 mit den Vorjahren 

nicht mehr vergleichbar. Quelle: ZEW
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In der öffentlichen Ausein-
andersetzung des vergangenen
Jahres um die Verlängerung der
Arbeitszeit spielte ein wichtiger
Aspekt so gut wie keine Rolle: die
Wachstumsperspektive. Das er-

staunt schon deshalb, weil die Europäische Union (EU) in ihrer
Lissabon-Erklärung im Jahr 2000 angekündigt hat, die EU sol-
le bis zum Ende des Jahrzehnts zur „dynamischsten und wett-
bewerbsfähigsten wissensbasierten Region“ der Welt werden. 

Was das mit einer Arbeitszeitverlängerung zu tun hat? Im
Zeitraum der Jahre 1991 bis 2003 belief sich die durchschnitt-
liche jährliche Veränderung der Arbeitsproduktivität in den Ver-
einigten Staaten auf 1,8 v.H., in Deutschland auf 2,1 v.H. Bei-
de Länder verwendeten ihren Produktivitätsfortschritt jedoch
recht unterschiedlich. Während in den Vereinigten Staaten die
Realeinkommen pro Kopf jährlich um mehr als 2 v.H. zunahmen
(Deutschland: weniger als 1 v.H.), sank in Deutschland die Ar-
beitszeit je Erwerbstätigen um 0,6 v.H. (Vereinigte Staaten:
konstante Arbeitszeit). Auf den Punkt gebracht: Bei in etwa
gleicher Produktivitätsentwicklung setzen die Vereinigten Staa-
ten das daraus resultierende Potenzial eher in Einkommen,
Deutschland indes in „Freizeitgewinn“ um. Letzteres gilt auch
für einen großen Teil der EU-Länder.

Dieser Vergleich bedarf jedoch einiger Relativierungen. Die
Frage lautet, ob es sich bei der statistisch ausgewiesenen Ver-
ringerung der Arbeitszeit tatsächlich um einen gewollten „Frei-
zeitgewinn“ handelt. Wenn es sich in der Tat so verhält, steht
die Lissabon-Strategie unter keinem guten Stern. Mehr Wachs-
tum erreicht man bei gegebener Produktivitätsentwicklung
nicht mit höherem Freizeitkonsum. Keine Frage: Falls ein sol-
cher „Freizeitgewinn“ den Präferenzen entspricht, geht das völ-
lig in Ordnung. Aber: Man wird nicht zur dynamischsten und
wettbewerbsfähigsten Region der Welt, indem man dem Mü-
ßiggang frönt.

Allerdings gibt es plausible Gründe dafür, dass nicht der ge-
samte Rückgang der Arbeitszeit einem gewollten Freizeitgewinn
entspricht. Ein Teil der Arbeitsaktivitäten findet in der Schatten-
wirtschaft statt, deren Anteil am Bruttoinlandsprodukt in
Deutschland mit etwa 16 v.H. rund das Doppelte des Werts in
den Vereinigten Staaten beträgt. Des Weiteren mag die hohe Ab-
gabenbelastung auf Arbeitseinkommen den Freizeitkonsum at-
traktiver erscheinen lassen. So kommt eine neuere Studie des
Nobelpreisträgers Edward Prescott zu dem bereits nach eige-
nem Bekunden erstaunlichen Resultat, der Unterschied zwi-
schen dem weitaus höheren Arbeitsangebot in den Vereinigten
Staaten im Vergleich zu Deutschland könne nahezu vollständig
auf die Besteuerung zurückgeführt werden. Das mag eine Ex-
tremposition darstellen, aber die unlängst in Deutschland zu
vernehmende Gegenposition, das Arbeitsangebot habe nichts
mit der Abgabenbelastung zu tun, erscheint ebenso fraglich.

Können wir mithin die Lissabon-Strategie vergessen? So
schlimm ist es nun auch wieder nicht, denn die Produktivitäts-
entwicklung stellt keine fest vorgegebene Größe dar, sondern
kann gesteigert werden. Ansatzpunkte für die Wirtschaftspolitik
liegen nicht nur in einer Senkung der Abgabenlast, sondern zu-
dem auf dem Gebiet des Bildungswesens, der Innovationspoli-
tik und der Wettbewerbspolitik, beispielsweise mit Hilfe eines
Abbaus von Marktzugangsbeschränkungen für Neugründungen.

Darauf hat der Sachverständigenrat zur Begutachtung der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem neuesten Jah-
resgutachten ebenfalls aufmerksam gemacht. Insoweit es ge-
lingt, die Arbeitsproduktivität zu forcieren, löst sich der Zielkon-
flikt zwischen Wachstum und Freizeit auf – ganz davon abgese-
hen, dass viel zu gewinnen wäre, wenn sich die hiesige Arbeits-
losigkeit entscheidend verringerte.

Lissabon-Strategie


